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	▶ Öffentliche Aufträge
Unterkostenangebot: Auftraggeber muss nicht warnen

|  Die gesetzlichen Regelungen zur Preisaufklärung im § 60 VgV begründen 
im Verhandlungsverfahren keine umfassende Prüf- und Hinweispflicht des 
öffentlichen Auftraggebers auf mögliche Unterkostenangebote, damit der 
Bieter sein Honorarangebot in künftigen Verhandlungsrunden nachbessern 
kann. Das hat die Vergabekammer Südbayern bei einer Ausschreibung von 
Leistungen der Objektplanung für die Erweiterung und Neukonzeption eines 
Klärwerks entschieden.  | 

Das Gericht hat seine Entscheidung, das bietende Planungsbüro wegen eines 
Unterkostenangebots von der Wertung auszuschließen, u. a. wie folgt be-
gründet: Die Regelungen über den Umgang mit ungewöhnlich niedrigen An-
geboten in § 60 VgV sollen in erster Linie dem Schutz des Auftraggebers die-
nen. Denn er läuft bei Zuschlagserteilung auf ein Angebot mit einem unge-
wöhnlich niedrigen Preis Gefahr, dass der Bieter entweder eine qualitativ 
schlechte Leistung erbringt oder in unberechtigte Nachforderungen auszu-
weichen versucht. Auch Mitbewerber haben einen Anspruch darauf, dass der 
Auftraggeber die in § 60 Abs. 2 VgV vorgesehene Prüfung vornimmt, wenn ein 
Angebot aufgrund des Abstands zum nächstgünstigen Gebot oder ähnlicher 
Anhaltspunkte ungewöhnlich niedrig erscheint. § 60 VgV begründet jedoch 
keinen Anspruch des Bieters darauf, dass ein öffentlicher Auftraggeber das 
eigene (Erst-)Angebot in einem Verhandlungsverfahren bezüglich eines un-
gewöhnlich niedrigen Angebotspreises aufklärt, damit der Bieter die Chance 
hat, das Angebot diesbezüglich zu ändern, um einem Ausschluss seines im-
mer noch zu niedrigen finalen Angebots zu entgehen (VK Südbayern, Be-
schluss vom 03.01.2022, Az. 3194.Z3-3_01-21-46, Abruf-Nr. 235223).

Auftraggeber muss 
Planer nicht auf 
drohenden Aus-

schluss hinweisen

	▶ Unternehmensführung
Hinweisgeberschutzgesetz in Kraft: Auch Planer sind tangiert 

|  Seit dem 02.07.2023 ist das Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) in Kraft. 
Große Büros ab 250 Beschäftigten müssen seitdem interne Hinweisgeber-
systeme einrichten. Architektur- und Ingenieurbüros mit 50 bis 249 Mitar-
beitern haben damit noch bis zum 17.12.2023 Zeit.  |

Hintergrund  |  Mit dem HinSchG setzt Deutschland die EU-Whistleblower-
Richtlinie um. Das Gesetz regelt den Schutz natürlicher Personen, die im 
Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit Informationen über Verstöße erlangt ha-
ben und diese an eine dafür eingerichtete Meldestelle weitergeben. Um diese 
Personen zu schützen, verbietet das HinSchG Repressalien gegenüber Whist-
leblowern (wie z. B. Abmahnung, Versagung einer Beförderung, Disziplinar-
verfahren oder Mobbing). Durch die Einrichtung interner Meldekanäle soll 
das Gesetz eine Art „Frühwarnsystem“ schaffen, das es Betrieben ermög-
licht, diese Informationen zu prüfen und darauf zu reagieren, bevor die Öf-
fentlichkeit von den Missständen erfährt. 

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS 

•	Einen ausführlichen Beitrag „Das Hinweisgeberschutzgesetz ist in Kraft: Die Folgen für 
Ihr Büro und Ihre Mitarbeiter“ finden Sie auf pbp.iww.de → Abruf-Nr. 49582002 

Hinweisgeberschutz-
gesetz gilt für Büros 

ab 50 Mitarbeitern


